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;:2^ra 2QOC Der unveränderte Walderlass und ein neuer Praxisleitfaden treffen
beimWaTdbesitzerverband Niedersachsen auf Kritik - vor allem auch deshalb, weil eine
wesentliche Forderung ungehört blieb. Dazu Präsident Norbert Leben im Interview.
3'i^m WaSäsriass imd f.s'ywfe;-.
eine Grwilage daßr, duss IJr-
iyz Hctursc5-f^,ss:öi-<ier. und
Wsidb'ssiser nun a'nv'smshmli-
ehe Löswgsr. pnüen?
Die Waldbesitzer in Nieder-
Sachsen werden im Zuge der
Sicherung der FFH-Richtlinie
durch den jetzt neuerlich abge-
segneten Sicherungserlass im-
mernoch deuüiche Einschrän-
kungen hinnehmen müssen.
Der am 20. Febmar 2018 heraus-
gegebene Leitfaden der nieder-
sächsischen Umwelt- imd Land-
wirtschaftsministerien (MU und
ML) bietet nur sehr begrenzt
Lösungen für die Probleme der
Waldbesitzer. Leider dient er
auch nicht einer zweifelsfreien
Klarstellung, sondern er wird
schon wegen einer nachwie vor
enthaltenen Öffnungsklausel
den Landkreisen freie Hand in
der Auslegung des Walderlas-
ses möglich machen. Von einer
l:l-Umsetzung der EU-Vorga-
ben sind wir nach wie vor weit
entfernt. Dies zeigen auch die
derzeitigen Umsetzungsprakti-
ken der Landkreise.

Einige Landkreise haben bei
der rechtlichen Sicherung der
Gebiete in den Verordnungen
Bewirtschaftungseinschrän-
kungen aufgestellt, die über den
Sicherungserlass hinausgehen.
Diesen Wildwuchs soU der Leit-
faden zumindest eindämmen.
Wir sehen dies skeptisch und
sind nicht davon überzeugt, dass
dies unter den gegebenen Vor-
aussetzung gelmgen kann. Denn
der Leitfaden bezieht sich zwar
auf die Inhalte des Sicherungs-
eriasses, lässt jedoch nach wie
vor Ausnahmen für die Land-
kreise/Behördenzu.

Wss viel Spislra'jm Sasssn die
^orrr. ul'semr. gen denn dsu
Sahorcten?
Die Umsetzung der rechdichen
Sicherung von FFH-Gebieten
geht in Niedersachsen vielerorts
über die EU-Anforderungen hi-
naus, da man die Natursehutz-

gebietsausweisung für das
probate Mittel der Sicherung
hält. Im Anschreiben der Minis-
terien zum Leitfaden heißt es,
dass die Sicherung auf die nach
EU-Recht notwendigen und er-
forderlichen Maßnahmen und
Vorgaben begrenzt werden soll.
Die unter Nummer 1.9 im Un-
terschutzstellungserlass enthal-
tene Öffnungsklausel ist nur im
begründeten Ausnahmefall zum
Schutz einzelner Arten oder Le-
bensraumtypen anzuwenden.
Inwiefern diese Öffaung von den
Landkreisen aufgegriffen und
der Ausnahmefall zur Regel ge-
macht wird, muss sich zeigen.

Ebenso heißt es im Leitfaden,
dass eine 1:1-Umsetzung des
EU-Rechts nur anzustreben an-
statt konsequent umzusetzen ist.
Beim Artenschutz können mit
dem Verweis auf die NLWKN-
Vollzugshinweise zusätzliche
Auflagen geschaffen werden.

M dzr ̂ rüfwg dss Waldsr-
tasses «S£ rfe^ '/..''3?d&3Sf?'zs;";'s»'~
bw(S r.kht beteilißt .worssi^.
pjur. soslen alfe j«stizersr^PPKT-
cri den :iian'3GSfnsntalämif:
mitwir'csn? ^rd sich'3sr
via'dbssiaensrbwü hier

Wie Sis die bsvcrzuye
ß.u^ws'ss'jri S von .. 'Ewrschu^s.-

gebistW
Auf Seite 16 des Leitfadens ist
u. a. zu lesen, dass die Kate-
gorie des Naturschutzgebie-
tes zumeist das angemessene
Schutzinstrument sei. Dort
heißt es: "Dies kömmt auch
im vollständigen Namen des
' Unterschutzstellungserlas-
ses/ (Unterschutzstellung von
Natura-2000-Gebieten im
Wald diu-ch Naturschutzgebiets-
Verordnung) zum Ausdruck;
jedoch lässt dieser auch eine Si-
chemng als Landschaftsschutz-
gebiet ausdrücklich zu"

Damit wird einer Schutz-
gebietskategorie der Vorzug
gegeben, die die Waldbesitzer
am stärksten in ihrer Bewirt-
schaftung einschränkt. Die
wirtschaftlichen Folgen wer-
den dabei nicht berücksichtigt,
obwohl dies ausdrücklich von
der EU gefordert wird (EU-RL
92/43 EWG). Hauptziel der EU-
Richtlinien ist zwar die Erhal-
tung der biologischen Vielfalt,
es sollen jedoch die wirtschaft-
lichen, sozialen, kulturellen
und regionalen Anforderungen
berücksichtigt werden.

e'm'üs-i.ngen?
Selbstverständlich wird sich der
Waldbesitzerverband bei allem,
was den Wald betrifft, beteili-
gen. Allerdings steht die Frage
der Gestaltung der Manage-
mentplanung im Raum, wenn
man vorher mit Naturschutzge-
bietsverordnung gesichert hat.
Hier wird es unserer Meinung
nach nur noch wenig zu bespre-
chen geben. Wir möchten noch
einmal nachdrücklich darauf
hinweisen, dass Naturschutz
nur mit den Waldeigentümern
gelingen kann. Wenn eine Be-
teiligung, wie beim Leitfaden
geschehen, nicht stattfindet,
wird das allerdings schwierig.
Unter diesen Umständen wird
den Eigentümern dann nur eine
rechüiche Prüfung zur Währung
ihrer Interessen bleiben.

Die vom '.'.fa',übes't:^.srrf3!'band
yfc^^. e ^ternsüv" zu Schutz-
gebi^sa'. ^r/'si£W:c;s;i, s'm
Qwüs'yiuisw.wmu^iQ, haben
, 1.1 i-CTä . -.ü crtCjafehnt fta?ten Zis
(t'ennoch derar, fssi?
Die Forderung der niedersäch-
sischen Waldbesitzer nach ei-
ner Grundschutzverordnung
wird weiterverfolgt. Doch hier
wird deuüich, dass die anders-
lautenden Koalitionsaussagen
nichts wert waren. So schlägt
man die Hand der niedersäch-
sischen Waldbesitzer, zu einer
einvernehmlichen FFH-Siche-
rung zu kommen, aus. Man
setzt allein auf das Ordnungs-
recht und gibt anderen Rechts-
ansprüchen und dem Vertrags-
naturschutz keinerlei Raum.
Dass dies anders geht, zeigen

;£.
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zum Beispiel die Bundesländer
Bayern und Hessen und vie-
le andere Bundesländer. Dort
wird nicht nur das bewirtschaf-
tete Eigentum wertgeschätzt,
sondern auch der Eigentümer
mit ins Boot geholt. Natur-
schütz gegen den Willen der
Eigentümer wird auf Dauer
scheitern.

V.fsSchs '/brtsii'e sshen Sie sn
einsr Grmdschvtvfsi-ordni'r. g?
Für Waldbesitzer wäre dieses
eine Verordnung ohne Ge- und
Verbote. Damit wird Z.B. m Bay-
ern seit2016 sichergestellt, dass
die bewährten freiwilligen In-
strumente des Naturschutzes
(z.B. Vertragsnaturschutz) auch
bei der Umsetzung von Natura
2000 zur Anwendung kommen.
Die EU-rechÜichen Bestünmun-

gen werden für die betroffenen
Grundeigentümer und Bewirt-
schafter dadurch so schonend
wie möglich iimgesetzt.

Wie Grc.kts^wb"l scäw^'zen Se d's
Beci'firagung s'nes Erschv'err. is-
auscjskhs wa?d sifi>
Zimachst müssen wir ein Verfah-
ren schaffen, mit dem überhaupt
eine Beantragung der Gelder
möglich ist. Darüber hinaus sind
die Beträge für den Erschwer-
nisausgleich viel zu gering, weü
damit kaum die Grundlasten
des Eigentümers für die Fläche,
geschweige denn ein Ausgleich
in angemessener Höhe, gezahlt
werden können. Erschwerend
kommt hinzu, dass dieses Ver-
fahren nach wie vor nur m Natur-
Schutzgebieten Anwendung fin-
det. Eine Übertragung auch auf
die Landschaftsschutzgebiete ist
bisher nur ein Versprechen, eine
Absichtserklärung seitens des
MU ohne eine finanzielle bzw.
rechdiche Absicherung.

Die Fragen stellte
Heidrun Mitze


